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TOP 6: 

Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung des Mieterschutzes bei der 
Vermietung von möbliertem Wohnraum und bei der 
Kurzzeitvermietung von Wohnraum in Gebieten mit einem 
angespannten Wohnungsmarkt 

- Antrag der Länder Hamburg, Bremen - 

Drucksache: 218/23 

I. Zum Inhalt des Gesetzentwurfes 

Mit dem Gesetzentwurf ist beabsichtigt, die in § 556d BGB geregelte Miet-

preisbremse zu ergänzen und so den Mieterschutz zu stärken. Darüber hinaus 

soll ein verbesserter Mieterschutz hinsichtlich der Kurzzeitvermietung von 

Wohnraum in Gebieten mit einem angespannten Wohnungsmarkt erreicht wer-

den.  

Bei möbliertem Wohnraum bestehe derzeit die Möglichkeit, die Mietpreisbrem-

se zu umgehen. Dies resultiere daraus, dass der Möblierungszuschlag, der zu-

sätzlich auf die Nettokaltmiete addiert werde, gesetzlich nicht geregelt sei. Er 

müsse aufgrund dessen auch nicht gesondert ausgewiesen werden. Über diesen 

Weg könnten dann hohe Mieten verlangt werden. Um dies zukünftig zu ver-

meiden, soll der Möblierungszuschlag durch Ergänzung des § 556d Absatz 1 

BGB gesetzlich geregelt werden. Vermieterinnen und Vermieter sollen so ver-

pflichtet werden, sowohl die Nettokaltmiete als auch den Möblierungszuschlag 

transparent auszuweisen. Außerdem soll die zulässige Höhe des Zuschlags ge-

regelt werden.  

Es sei darüber hinaus zu beobachten, dass sich Vermieterinnen und Vermieter 

vermehrt auf Kurzzeitvermietungen spezialisiert hätten, mit denen ebenfalls 

vergleichsweise hohe Mieten erzielt werden könnten. Bei der Vermietung von 

Wohnraum nur zu einem vorübergehenden Gebrauch gemäß § 549 Absatz 2 

Nummer 1 BGB würden zahlreiche Mieterschutzvorschriften nicht gelten. Dies 

habe zur Folge, dass die große Nachfrage nach langfristig zu vermietenden 
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Wohnungen einem immer kleiner werdenden Angebot gegenüberstehe. Durch 

die Anfügung eines neuen Absatz 4 in § 549 BGB soll für die Fälle, in dem sich 

Wohnraum in einem Gebiet mit einer angespannten Wohnraumsituation befin-

det, eine Regelvermutung eingeführt werden, die für den Ausnahmetatbestand 

des § 549 Absatz 2 Nummer 1 BGB gelten soll. 

Dies bedeutet, dass sich Vermieterinnen und Vermieter in den o. g. Fällen nur 

noch in Ausnahmekonstellationen auf den Geltungsausschluss von Mieter-

schutzregelungen berufen können. 

II. Zum Gang der Beratungen 

Die antragstellenden Länder haben um sofortige Sachentscheidung gebeten.  


	TOP 6:
	Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung des Mieterschutzes bei der Vermietung von möbliertem Wohnraum und bei der Kurzzeitvermietung von Wohnraum in Gebieten mit einem angespannten Wohnungsmarkt
	I. Zum Inhalt des Gesetzentwurfes
	II. Zum Gang der Beratungen



